Frauen und Konfliktlösung


Am 31. Oktober vor drei Jahren hat der UN-Sicherheitsrat eine Resolution  verabschiedet, welche die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an friedens-erhaltenden und friedenschaffenden Maßnahmen vorschreibt. Die Resolution 1325 war ein Sieg jahrelanger Lobbyarbeit mehrerer Frauenfriedensorganisationen, u. a. auch meiner, der WILPF-IFFF (sowie International Alert, Amnesty International, Women’s Commission for Refugee Women and Children und der Haager Appell mit Unifem). Dennoch können wir uns selbstredend nicht auf diesen Lorbeeren ausruhen. Um es mit der niederländischen  Entwicklungsministerin Agnes van Ardenne auszudrücken, die in der UN Feierstunde zur 1325 am 28. Oktober diesen Jahres sagte: "Es ist gut, dass wir den Geburtstag der Resolution jedes Jahr feiern. Aber wir sollten auch sicherstellen, dass wir etwas zu feiern haben."


Die Resolution bestätigt einerseits, dass Frauen Opfer der modernen Kriege sind, dass sie mit ihren Kinder in besonderer Weise von bewaffneten Konflikten betroffen sind und daher geschützt werden müssen. So sind weltweit rund 80 % der Flüchtlinge Frauen und Kinder. Die Resolution würdigt daneben die herausragende Rolle, die Frauen bei der Konfliktlösung und friedensschaffenden Maßnahmen erfüllen und leitet daraus die Forderung ab, mehr Frauen an der Prävention, der Lösung und der Nachsorge von Konflikten zu beteiligen. Sie fordert die Mitgliedsstaaten der UNO auf, Frauen auf allen Entscheidungsebenen einzubinden; der UNO Generalsekretär muss zukünftig mehr Frauen als Sondergesandte in Konfliktregionen benennen, Frauen vor Ort aktiv in Friedensmissionen trainieren und eingliedern sowie Sonderausbildungsprogramme für Friedensmissionen entwickeln, die den Schutz von Frauen und Mädchen im Sinne von „Frauenrechte gleich Menschenrechte“ vorrangig machen und z.B. insbesondere auf sexualisierte Gewalt in Konfliktregionen eingehen. Der Generalsekretär wird aufgefordert, das Prinzip des Gender-Mainstreaming in allen Berichten zu beachten, die er gegenüber dem Sicherheitsrat abgibt. Im Europaparlament wurde zudem ebenfalls im Oktober 2000 einstimmig ein Bericht der schwedischen Sozialdemokratin (auch Liga-Mitglied) Maj-Britt Theorin „über die Beteiligung von Frauen an der friedlichen Beilegung von Konflikten” verabschiedet.

So sind also von da an alle Regierungen, Foren, Beschlüsse und Vereinbarungen, an denen Frauen nicht gleichberechtigt beteiligt sind, im Grunde illegitim. Wir hängen nicht dem naiven Glauben an, dass Frauen von Natur aus "friedfertigere Menschen" seien, obwohl wir es gründlich satt haben, an dieser Stelle immer Madam Thatcher, Madam Allbright oder Condolezza Rice vorge-halten zu bekommen... Frauen sind aber in besonderem Maße von Konflikten betroffen, auch im Alltag.....und Frauen fühlen sich oft dem Leben der kommenden Generation stärker verpflichtet. Aus ihrer täglichen Konfliktarbeit heraus verfügen sie über eine große Expertise, die auf allen Ebenen der Verhandlungen Platz finden muss; Frauen sind fähig, in Konfliktsituationen andere, neue Perspektiven zu formulieren – das haben sie vielfältig bewiesen. Deshalb brauchen sie einen sichtbaren Platz in der Sicherheitsdebatte und Konfliktarbeit.

Die verbliebene Weltmacht der US-Regierung gibt derzeit eine andere Richtung vor: es herrscht Kriegsordnung, die mühsam errungene Verrechtlichung der internationalen Beziehungen und deren Institutionen und Vertragswerke werden abgewertet,  das Recht des Stärkeren steht über dem Ausgleich: weitere Stichworte sind Profitstreben, unverhältnismäßige Rüstungsproduktion, militärische Konfrontationen  und Drohungen, Abschreckungslogik usw., eine sogenannte "alternativlose Gewalt".

Dagegen setzen wir Solidarität, langfristige Lösungssuche und Kooperation. Wir fordern einen weit über die militärische Definition hinausgehenden Sicherheitsbegriff, nämlich die Sicherheit für den einzelnen Menschen, die nicht der Staatsräson oder der sogenannten Ressourcensicherung geopfert werden darf. Komplexe und konstruktive Lösungssuche ist langwierig und unspektakulär und geht weit über die übliche zwischenstaatliche Diplomatie hinaus. Dazu gehört der Wille, kleine Lösungen miteinander zu verknüpfen, Synergieeffekte zu nutzen und in konzentrischen Kreisen neue Sicherheiten durch Vertrauen und Beteiligung aufzubauen. Dazu gehört auch die aktive Suche nach Alternativen und das Ausleuchten von diversen Verständnismöglichkeiten. Diese Art der aktiven Friedensarbeit kommt in den männlich dominierten diplomatisch/militärischen Kreisen zu kurz, braucht aber eine kräftige internationale Stimme. Die Zivilisierung von Konflikten ist ein dauerhaftes Konzept, das den Verhandlerinnen Legitimität und Vertrauen abverlangt, das Präsenz vor Ort bedingt, den Stellenwert von Prävention aufwertet und politische Prozesse durch Versöhnung und Demokratisierung in der Konfliktnachsorge mindestens gleichberechtigt organisiert. Frauen als tragende Säulen der aktiven Zivilgesellschaft brauchen Stimme und Mandat dafür.

Um die Umsetzung dieser Forderungen voranzutreiben, wurde in Deutschland im März 2003 von Frauen aus der Wissenschaft, Politik und aus Nichtregierungsorganisationen der Frauensicherheitsrat gegründet, ein bundesweites Netzwerk für feministische Friedens- und Sicherheitspolitik. Dieses Gremium hat sich zunächst auf diejenigen Aspekte in der Resolution 1325 konzentriert, die die aktive Rolle von Frauen stärken. Zitat: "Die unseres Erachtens wichtigste Forderung der Res.1325 lautet: „Frauen müssen in den nationalen, regionalen und internationalen Institutionen und Mechanismen zur Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten auf allen Entscheidungsebenen stärker vertreten sein.“ 

Dieser Forderung muss nun durch konkrete Zielformulierungen (Quoten) zur Umsetzung verholfen werden. Quoten sind sicher kein Allheilmittel, und es dürfte in einigen Fällen wohl sehr schwer werden, sie umzusetzen. Der Verzicht auf konkrete Quoten ist jedoch jedes Mal von neuem eine Einladung zur Unverbindlichkeit, er stärkt jene Kräfte, die Frauen aus welchen Gründen auch immer aus politischen Prozessen heraushalten wollen. In allen Friedensprozessen und in allen Gremien, die mit der Umsetzung von Friedensabkommen beauftragt werden, müssen mindestens 30 Prozent Frauen beteiligt werden. Dies betrifft derzeit unter anderem Afghanistan, Irak, Israel-Palästina und die Demokratische Republik Kongo. 

Nähere Informationen zur Umsetzung und internationalen Stärkung der Frauenfriedensinitiativen finden Sie unter www.peacewomen.org, (eine Website, die in unserem New Yorker Büro zusammengestellt wird). Aktuelles zum deutschen Frauensicherheitsrat findet sich unter www.glow-boell.de. Die internationale Frauenliga stellt sich vor unter www.internationalefrauenliga.de bzw. unter www.wilpf.int.ch. Anlässlich der Sicherheitstagung in München veranstalten wir zusammen mit anderen Organisationen am 6. Februar 2004 von 14- 20 Uhr in der Evangelischen Stadtakademie in München ein Seminar zum Thema: "WEHR MACHT FRIEDEN?" -Näheres demnächst unter www.petra-kelly-stiftung.de bzw. unter www.agfp.de/vorschau/frieden.

